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Alle schulischen Gremien sind Beratungs- und 
Beschlussorgane, es können Anträge gestellt und 
abgestimmt werden.

Antragstellung
Jedes Mitglied (stimmberechtigt oder beratend) 

eines Gremiums ist berechtigt, Anträge zu stellen. 
Dazu muss zunächst das Thema auf die Tages-
ordnung gesetzt werden. Unter Einhaltung der 
Fristen wird ein Tagesordnungspunkt bei dem/
der Vorsitzenden schriftlich eingereicht. Ein Blick 
in die entsprechenden Paragrafen des Schulge-
setzes zeigt, für welche Angelegenheiten welches 
Gremium zuständig ist. Grundsätzlich müssen alle 
beantragten Tagesordnungspunkte aufgenommen 
werden. Will die/der Vorsitzende dies nicht, muss 
sie/er zu Beginn der Sitzung im Rahmen der Fest-
legung der endgültigen Tagesordnung die Zurück-
stellung/Nichtbefassung begründen und mehrheit-
lich abstimmen lassen. Werden nach Einberufung 
des Gremiums weitere TOPs beantragt, können sie 
mit der Mehrheit von drei Vierteln der anwesen-
den Mitglieder aufgenommen werden. Über die 
endgültige Tagesordnung – gegebenenfalls auch 
über die Streichung eines Tagesordnungspunktes 
– beschließt das Gremium mit einfacher Mehrheit. 
Die Beschlussvorlagen sollten zusammen mit dem 
Tagesordnungspunkt eingereicht werden, können 
aber auch noch schriftlich in der Sitzung selbst 
vorgelegt werden. Zum Punkt „Verschiedenes“ 
dürfen keine Anträge eingebracht und abgestimmt 
werden.

Beschlüsse
Grundsätzlich sind Gremien beschlussfähig, wenn 

ein Drittel der stimmberechtigten Mitglieder anwe-
send ist, sofern nicht andere Regelungen im Gesetz 
enthalten sind (in der Schulkonferenz muss z.B. 
mehr als die Hälfte der stimmberechtigten Mitglie-
der anwesend sein). Beschlüsse werden in der 
Regel mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen 
gefasst, sofern im Gesetz keine andere Regelung 
getroffen ist (z.B. bei bestimmten Abstimmungen 
in der Schulkonferenz sowie in der Gesamtkonfe-
renz bei dem Beschluss über die Einrichtung einer 
erweiterten Schulleitung). Die Abstimmung über 
Anträge erfolgt in der Regel offen. In Ausnahmefäl-
len kann aufgrund eines entsprechenden Antrags 
(25% der stimmberechtigten anwesenden Mitglie-
der) eine geheime Abstimmung erfolgen (nicht in 
Klassenkonferenzen, da hier Stimmenthaltungen 

ausgeschlossen sind und bei geheimer Abstim-
mung die Einhaltung dieser Verpflichtung nicht 
festgestellt werden kann).

Ein Antrag ist angenommen, wenn die Mehrheit 
bzw. zwei Drittel der anwesenden Stimmberechtig-
ten ihm zustimmt. Stimmenthaltungen bleiben au-
ßer Betracht. Bei Stimmengleichheit ist der Antrag 
abgelehnt. In Klassenkonferenzen entscheidet in 
diesem Fall die Stimme der/des Vorsitzenden.

Wirkung der Beschlüsse
Sowohl Lehrkräfte und pädagogische Mitar-

beiterInnen als auch die Schulleitung sind an die 
Beschlüsse der jeweiligen Gremien gebunden. 
Verstoßen Beschlüsse allerdings gegen Rechts- 
oder Verwaltungsvorschriften, gegen Weisungen 
der Schulaufsichts- oder Schulbehörde bzw. gegen 
allgemein anerkannte pädagogische Grundsätze 
oder Bewertungsmaßstäbe, muss die Schulleiterin/
der Schulleiter diese innerhalb von drei Werktagen 
beanstanden. Die Beanstandung muss schriftlich 
begründet werden und hat aufschiebende Wirkung. 
Bleibt das Gremium bei seinem Beschluss, muss 
der Schulleiter/die Schulleiterin den Beschluss der 
Schulaufsicht zur endgültigen Entscheidung vorle-
gen.

Siehe auch Infos Nr. 5 (Schulkonferenz), 12 (Ge-

schäftsordnung der Gesamtkonferenz) und 18 (Ge-

samtkonferenz)

Gremien nach dem Schulgesetz:
 ● Schulkonferenz (§§ 75-78)

 ● Gesamtkonferenz (§§ 79+82)

 ● Fach- und Teilkonferenzen (§§ 80+82)

 ● Klassen-, Jahrgangs- und Semesterkonfe-
renzen (§§ 81+82)

 ● Gesamtschülervertretung (§§ 83-87)

 ● Gesamtelternvertretung (§§ 88-91)

Anträge und Abstimmungen 

in schulischen Gremien



Schulgesetz 

für das Land Berlin
vom 26.01.2004, zuletzt geändert am 
19.6.2012

§ 116 Grundsätze für die Arbeit von Gre-

mien

(1) Die in diesem Gesetz vorgesehenen 
Gremien werden von ihrer Vorsitzenden 
oder ihrem Vorsitzenden unter Beifügung 
der Tagesordnung einberufen, geleitet und 
geschlossen. Die oder der Vorsitzende hat 
das Gremium unverzüglich einzuberufen, 
wenn mindestens ein Fün" el der stimmbe-
rechtigten Mitglieder es beantragt; der Be-
zirksschulbeirat ist auch auf Antrag des für 
das Schulwesen zuständigen Mitglieds des 
Bezirksamtes, der Landesschulbeirat auch 
auf Antrag der für das Schulwesen zuständi-
gen Senatsverwaltung einzuberufen.
(2) Die Sitzungen der Gremien sind nicht 
ö$ entlich. Vertreterinnen und Vertreter der 
Schulaufsichtsbehörde und des Bezirksamts 
sind berechtigt und auf Einladung eines 
schulischen Gremiums verp% ichtet, an Sit-
zungen in Angelegenheiten, die sie betre$ en, 
teilzunehmen. Sachverständige und Gäste 
können an den Sitzungen teilnehmen, wenn 
das jeweilige Gremium mit der Mehrheit 
von zwei Dritteln der anwesenden Mitglie-
der dem zustimmt; ihnen kann zu einzel-
nen Punkten Rederecht gewährt werden. 
Beratende Mitglieder eines Gremiums haben 
Rede- und Antragsrecht.
(3) Soweit in diesem Gesetz nichts anderes 
bestimmt ist, sind die in diesem Gesetz 
genannten Gremien beschlussfähig, wenn 
mindestens ein Drittel der stimmberechtig-
ten Mitglieder anwesend ist. Die Beschluss-
fähigkeit bemisst sich nach der Anzahl der 
tatsächlich bestellten Mitglieder. Ist eine 
Angelegenheit wegen Beschlussunfähigkeit 
zurückgestellt worden, so ist ein Gremium 
nach erneuter Einladung zu demselben 
Tagesordnungspunkt beschlussfähig, wenn 
darauf in der Einladung hingewiesen wurde 
und mindestens drei stimmberechtigte Mit-
glieder anwesend sind.
(4) Beschlüsse werden mit der Mehrheit 
der abgegebenen Stimmen gefasst, sofern 
in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt 
ist. Stimmenthaltungen bleiben bei der 
Ermittlung der Mehrheit außer Betracht. 
Bei Stimmengleichheit gelten Anträge als 
abgelehnt. Ergibt sich bei Abstimmungen 
in Klassenkonferenzen Stimmengleichheit, 
so entscheidet die Stimme der Vorsitzenden 
oder des Vorsitzenden.
(5) Die in diesem Gesetz genannten Gre-
mien dürfen sich mit personalrechtlichen 
Angelegenheiten nur in den in diesem 
Gesetz genannten Fällen und in dem hierin 
bestimmten Umfang befassen. Die dienst- 

und personalvertretungsrechtlichen Bestim-
mungen sind zu beachten.
(6) Sitzungen der Lehrerkonferenzen und 
Lehrerausschüsse, denen Elternvertreterin-
nen oder Elternvertreter angehören, sowie 
Sitzungen der Schulkonferenz sollen zu 
einer Tageszeit statt& nden, die auch berufs-
tätigen Elternvertreterinnen oder Elternver-
tretern die Anwesenheit ermöglicht.
(7) Die Gremien können sich eine Ge-
schä" sordnung geben. Die für das Schul-
wesen zuständige Senatsverwaltung ist 
berechtigt, Rahmengeschä" sordnungen zu 
erlassen.

§ 70 Beanstandungsrecht und Eilkompe-

tenz

(1) Die Schulleiterin oder der Schulleiter 
muss innerhalb von drei Werktagen Be-
schlüsse der schulischen Gremien beanstan-
den, wenn sie 
1. gegen Rechts- oder Verwaltungsvor-

schri" en,
2. gegen Weisungen der Schulaufsichtsbe-

hörde oder Schulbehörde oder
3. gegen allgemein anerkannte pädagogi-

sche Grundsätze oder Bewertungsmaß-
stäbe verstoßen.

Die Beanstandung hat aufschiebende Wir-
kung und ist schri" lich zu begründen. Hält 
das Gremium den Beschluss in seiner nächs-
ten Sitzung aufrecht, so legt die Schulleiterin 
oder der Schulleiter ihn innerhalb von drei 
Werktagen der Schulaufsichtsbehörde zur 
Entscheidung vor. Diese entscheidet inner-
halb von einer Woche, ob der Beschluss 
ausgeführt werden darf.
(2) Kann in dringenden Angelegenheiten 
ein Beschluss eines schulischen Gremiums 
oder der erweiterten Schulleitung nicht 
rechtzeitig herbeigeführt werden, tri'   die 
Schulleiterin oder der Schulleiter die Ent-
scheidung vorläu& g und führt unverzüglich 
die Entscheidung des schulischen Gremiums 
oder der erweiterten Schulleitung herbei.

Rahmengeschäftsordnung
für die im Schulverfassungsgesetz vorgese-
henen Gremien vom 05.01.1995 
(nicht mehr in Kra" , aber noch sinngemäß 
anzuwenden, wenn gültige Regelungen nicht 
dagegen stehen)
(…)

6 Tagesordnung

(1) Die Tagesordnung wird vom bzw. von 
der Vorsitzenden vorgeschlagen (vorläu& ge 
Tagesordnung). Der Vorschlag muss alle 
Tagesordnungspunkte enthalten, die bis 
zur Einberufung des Gremiums von dessen 
Mitgliedern schri" lich beantragt werden. 
Mitglieder eines Gremiums, die diesem mit 
beratender Stimme angehören, sind berech-
tigt, Anträge zu stellen.

(2) Zu Beginn der Sitzung beschließt das 
Gremium über die endgültige Tagesord-
nung. Nach Einberufung des Gremiums ge-
stellte Anträge können in die Tagesordnung 
aufgenommen werden, wenn dies mit der 
Mehrheit von drei Vierteln der anwesenden 
Mitglieder beschlossen wird. Die Aufnahme 
ist von der Zustimmung des/der Vorsitzen-
den abhängig, wenn weniger als drei Viertel 
der Mitglieder des Gremiums anwesend 
sind. Beschlussvorlagen sollen mit dem be-
antragten Tagesordnungspunkt eingereicht 
werden.(...)

7 Sitzungsverlauf

(...)
(2) Anträge sind schri" lich einzubringen 
und vom bzw. von der Vorsitzenden nur 
zuzulassen, wenn sie sich auf einen Tages-
ordnungspunkt beziehen; dies gilt nicht 
für Anträge zur Geschä" sordnung. Zum 
Tagesordnungspunkt „Verschiedenes“ dürfen 
keine Sachanträge eingebracht werden.

8 Abstimmungen, Beschlüsse 

(1) Über Anträge wird o$ en abgestimmt. 
Auf Antrag eines Viertels der anwesenden 
stimmberechtigten Mitglieder muss geheim 
abgestimmt werden; dies gilt nicht für 
Entscheidungen, die einen einzelnen Schüler 
bzw. eine einzelne Schülerin, insbesonde-
re seine/ihre schulischen Leistungen oder 
seinen/ihren weiteren schulischen Bildungs-
gang, betre$ en. (...)


